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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Dr. Däubler-Gmelin, Dr. Schmude, 
Bachmaier, Bernrath, Frau Blunck, Catenhusen, Dr. Diederich (Berlin), Egert, 
Frau Fuchs (Köln), Frau Fuchs (Verl), Frau Dr. Hartenstein, Frau Huber, 
Immer (Altenkirchen), Dr. Kübler, Kuhlwein, Lutz, Frau Luuk, Frau 
Dr. Martiny-Giotz, Frau Matthäus-Maier, Müiler (Düsseidorf), Frau Odendahl, 
Peter (Kassel), Frau Renger, Schäfer (Offenburg), Frau Schmedt (Lengerich), 
Frau Schmidt (Nürnberg), Schröer (Müiheim), Frau Simonis, Dr. Soell, Frau 
Dr. Skarpeiis-Sperk, Frau Steinhauer, Stiegler, Frau Terborg, Frau Dr. Timm, 
Frau Traupe, Wartenberg (Berlin), Frau Weyel, Frau Zutt, Dr. Vogel und der 
Fraktion der SPD 
— Drucksache 10/3055 — 


Förderung von Frauen im öffentiichen Dienst 


A. Problem 

Mit dem Antrag wird die Bundesregierung aufgefordert, zur 
Verbesserung der beruflichen Situation der Frau im Bundes- 
dienst eine Richtlinie zu beschließen, deren Grundsätze ge- 
nannt sind und über deren Umsetzung die Bundesregierung 
den Deutschen Bundestag alle zwei Jahre unterrichten soll. 
Den nachgeordneten Bundesbehörden soll empfohlen werden, 
die Grundsätze dieser Richtlinie bei ihren Personalplanungen 
und Personalentscheidungen zu berücksichtigen. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird voraussichtlich zum 1. März 1986 
eine Richtlinie zur beruflichen Förderung von Frauen in der 
Bundesverwaltung, die im Entwurf vorliegt, in Kraft setzen, 
die dem Problem gerecht wird. 


Mehrheit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Die Fraktion der SPD hält eine verbindlichere Richtlinie 
im Sinne ihres Antrages für geeigneter. Die Fraktion 
DIE GRÜNEN spricht sich für eine strikte Quotenregelung 
aus. 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/3055 — abzulehnen. 

Bonn, den 22. Januar 1986 

Der Innenausschuß 


Dr. Wernitz 

Regenspurger 

Schröer (Mülheim) 

Frau Hönes 

Vorsitzender 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Regenspurger, Schröer (Mülheim) und Frau Hönes 


1. Zum Verfahren 

Der Antrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
10/3055 wurde in der 181. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 5. Dezember 1985 an den Innen- 
ausschuß federführend und an den Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung, den Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit sowie den Ausschuß 
für Bildung und Wissenschaft zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Antrag mit den Stimmen der Mitglieder der 
Fraktion der CDU/CSU gegen die Stimmen der Mit- 
glieder der Fraktion der SPD abgelehnt. Die Frak- 
tion der CDU/CSU hat hierzu erklärt, sie lehne den 
Antrag der Fraktion der SPD nur deshalb ab, weil 
er sich mit der Vorlage des Entwurfs einer Richtli- 
nie zur beruflichen Förderung von Frauen in der 
Bundesverwaltung durch die Bundesregierung, die 
zum 1. März 1986 in Kraft treten soll, erledigt 
habe. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat mit der Mehrheit der Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, FDP und DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion der SPD empfohlen, den An- 
trag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat 
mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen 
die Stimmen der Fraktion der SPD bei Enthaltung 
seitens der Fraktion DIE GRÜNEN empfohlen, den 
Antrag der Fraktion der SPD abzulehnen. Er hat 
die Erstellung einer Richtlinie zur beruflichen För- 
derung von Frauen in der Bundesverwaltung durch 
die Bundesregierung einstimmig begrüßt und den 
Innenausschuß gebeten, in seine Stellungnahme zu 
den Richtlinien folgende Punkte mit einzubezie- 
hen, wobei Buchstaben a und b mit Mehrheit, Buch- 
stabe c einstimmig beschlossen wurden: 

a) Frauen sind unter Beachtung der Qualifikation 
(Eignung, Befähigung und fachliche Leistung) 
angemessen zu berücksichtigen. 

b) Auf die bevorzugte Einstellung von Frauen ist in 
Bereichen, in denen sie gering vertreten sind, 
hinzuwirken. 

c) Alle drei Jahre ist dem Deutschen Bundestag 
über die Situation der Frauen in der Bundesver- 
waltung zu berichten. Sollte dies aus datenrecht- 
lichen Gründen nicht entsprechend detailliert 
möglich sein, ist der Bericht dem Innenaus- 
schuß, dem Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung, dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit und dem Ausschuß für Bildung und 
Wissenschaft zu geben. 

Der Innenausschuß hat den Antrag in seinen Sit- 
zungen vom 15. sowie 22. und 23. Januar 1986 bera- 


ten und mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktion der SPD abge- 
lehnt. 


II. Zur Begründung 

Im Zuge der Beratung des Antrags der Fraktion der 
SPD hat die Bundesregierung erklärt, daß es nach 
ihrer Auffassung zur weiteren Verbesserung der Si- 
tuation der Frauen im öffentlichen Dienst hilfrei- 
cher sei, durch eine Frauenförderungsrichtlinie an 
die Personalverwaltungen zu appellieren, bei Ein- 
stellungen und Beförderungen Frauen angemessen 
zu berücksichtigen, als zusätzliche Rechtsvorschrif- 
ten zu erlassen. Sie hat in diesem Zusammenhang 
darauf hingewiesen, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland im Bereich der öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnisse das mit der EG-Richtlinie 
76/207/EWG verfolgte Ziel bereits bei Inkraftreten 
dieser EG-Richtlinie erreicht gewesen sei. Sie hat 
dem Innenausschuß deshalb eine vom Bundesmini- 
ster des Innern erarbeitete Richtlinie zur berufli- 
chen Förderung der Frauen in der Bundesverwal- 
tung, die am l.März 1986 in Kraft treten soll, im 
Entwurf vorgelegt. Sie hat ergänzend vorgetragen, 
daß sich die Steigerung des Anteils der Frauen bei 
allen Neueingestellten im öffentlichen Dienst vom 
Jahre 1983 auf das Jahr 1985 auf 54,7 % belaufe. Der 
Schwerpunkt liege dabei beim mittleren Dienst, 
während der Anteil im gehobenen Dienst mit 25 % 
und beim höheren Dienst mit 12 % wesentlich gerin- 
ger sei. Sie halte diese Zahlen nicht für zufrieden- 
stellend; um sie zu heben, sei die Richtlinie ins 
Auge gefaßt. Eine Quotierung komme aus verfas- 
sungsrechtlichen Gründen nicht in Betracht 

Die antragstellende Fraktion der SPD hat ihren An- 
trag auf Drucksache 10/3055 zu dem Entwurf der 
Frauenförderungsrichtlinie der Bundesregierung in 
Bezug gesetzt und eine Deckung der Auffassungen 
nur bei den Stellenausschreibungen festgestellt. Bei 
der Einstellung liegt für sie das Problem darin, was 
unter einer angemessenen Berücksichtigung der 
Frauen zu verstehen sei. Sie fordert, daß Frauen bei 
gleicher Qualifikation mindestens im Verhältnis ih- 
res Anteils an den Bewerbungen in die Auswahl 
einzubeziehen und bei gleicher Leistung bevorzugt 
in den Bereichen einzustellen seien, in denen sie 
bisher unterrepräsentiert gewesen seien. Der Ent- 
wurf der Fraktion der SPD enthalte für alle weite- 
ren Bereiche (Fortbildung, Beförderung und Höher- 
gruppierung, Wiederaufnahme der Berufstätigkeit 
usw.) verbindliche Vorschriften im Gegensatz zu 
den Soll-Vorschriften der Bundesregierung. Es gehe 
darum, die bislang unterrepräsentierten Frauen 
jetzt bevorzugt zu behandeln, damit ein Ausgleich 
zugunsten der Frauen im Verhältnis zu den Män- 
nern geschaffen werden könne. Ein Problem liege 
in der Frage der Beförderung von Frauen in höher- 
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wertige Dienstposten. Hier seien Frauen deutlich 
unterrepräsentiert. Man würde es begrüßen, wenn 
in die Richtlinien für diesen Bereich die Formulie- 
rungen „gezielte Förderung“ und „höherer Anteil“ 
aufgenommen würden. Was die Fortbildung angehe, 
so werde in dem Entwurf der Frauenförderungs- 
richtlinie der Bundesregierung zugestanden, daß 
Frauen verstärkt angesprochen werden sollen. Es 
sei dort aber nicht gesagt, daß der, der solche Maß- 
nahmen anbiete, die Frauen auch gezielt anspreche. 
Was die Teilzeitbeschäftigung angehe, so bleibe der 
Entwurf weit hinter dem zurück, was die CDU/CSU 
auf ihrem frauenpolitischen Parteitag niedergelegt 
habe. Man würde eine Konkretisierung des Ent- 
wurfs auch in diesem Punkt begrüßen. Zur Frage 
der Wiederaufnahme der Erwerbstätigkeit werde in 
dem Entwurf eine solche nahegelegt. Es würden 
aber insoweit keine gezielten Veranstaltungen an- 
gesprochen. Seitens der Fraktion der SPD wolle 
man von der Bundesregierung diese Anregungen in 
der Diskussion über den Entwurf der Richtlinie zur 
beruflichen Förderung von Frauen in der Bundes- 
verwaltung berücksichtigt sehen. 

Seitens der Fraktion der CDU/CSU wurde er- 
klärt, man begrüße den vorgelegten Entwurf einer 
Frauenförderungsrichtlinie. Man sei gegen eine 
Quotenregelung. Das Grundgesetz gehe von der 
Gleichstellung von Mann und Frau aus. Das Ausle- 
seprinzip solle auf keinen Fall durchbrochen wer- 
den; eine Frau dürfe nicht bevorzugt werden, nur 
weil sie eine Frau sei. Was Fortbildungsmaßnah- 
men angehe, so wolle man keiner Frau vorschrei- 
ben, sich fortbilden zu müssen. Sie solle sich bewer- 
ben können. Das gleiche gelte für das Angebot der 
Teilzeitbeschäftigung. Es sei vorhanden und müsse 
natürlich auf die Bedürfnisse des öffentlichen 
Dienstes sowohl von der Funktion als auch von der 
dienstrechtlichen Ausgestaltung her abgestellt sein. 
Die Bundesregierung habe über die Frauenförde- 
rungsrichtlinie hinaus ein Bündel von Maßnahmen 
verabschiedet, die auch in den öffentlichen Dienst 
hineinspielten. Deshalb dürfe man die in der Richt- 
linie getroffenen Regelungen nicht isoliert sehen. 
Man begrüße, daß die Bundesregierung alles tun 
wolle, damit sich die Situation der Frauen verbesse- 


re. Im übrigen gehe man davon aus, daß die Anre- 
gungen, die in den Beratungen gegeben worden sei- 
en, von der Bundesregierung bei der endgültigen 
Beschlußfassung über die Richtlinie noch einmal 
geprüft werden. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN hat im Hinblick auf die 
Gleichberechtigung der Frauen in der Arbeitswelt 
und im öffentlichen Dienst weder die vorgesehene 
Frauenförderungsrichtlinie der Bundesregierung 
noch den Antrag der Fraktion der SPD für ausrei- 
chend gehalten. Sie frage, was Qualifikationsmaß- 
nahmen oder -angebote nutzten, wenn die Frauen 
dann nicht die angestrebten Plätze bekämen. Die 
Statistik weise aus, daß Frauen bei der Ausbildung 
überproportional beteiligt seien; sie seien dabei 
auch erfolgreicher als die Männer. Die Nichtgleich- 
stellung beginne, wenn Frauen mit qualifiziertem 
Abschluß nicht zum Ziele kämen. Um das zu än- 
dern, komme man an der von der Fraktion DIE 
GRÜNEN für richtig gehaltenen Quotierung nicht 
vorbei. Bei formal gleicher Qualifikation, d. h. bei 
gleichem Abschluß sollen danach Frauen bevorzugt 
eingestellt werden. Nur ein solcher Weg führe zu 
einer gleichen Chance für Frauen. Es wird ein Anti- 
diskriminierungsgesetz angekündigt, das diese For- 
derung einhalten werde. 

Die Teilzeitbeschäftigung als Möglichkeit für 
Frauen, erwerbstätig zu werden, sehe man als einen 
Schritt, der die Frauen behindere, sich weiter zu 
qualifizieren und qualifizierte Arbeitsplätze zu be- 
kommen. Die Frauen wollten das auch nicht, es 
bleibe ihnen letztlich aber nichts anderes übrig. 
Es stimme auch nicht, daß Frauen besonders 
auf Heimarbeit reflektierten. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN wolle die Heimarbeit nicht, weil so haupt- 
sächlich der Nebenerwerb an den Frauen hängen- 
bleibe. 

Im Hinblick auf das Votum des Ausschusses für Bil- 
dung und Wissenschaft, das sich der Ausschuß nicht 
zu eigen gemacht hat, wurde seitens der Fraktion 
der CDU/CSU erklärt, die Formulierung in 2. b), so- 
weit es „bevorzugte Einstellung“ heiße, gehe zu 
weit. Eine Formulierung, die eine verstärkte Ein- 
stellung verlange, hätte man mittragen können. 


Bonn, den 22. Januar 1986 


Regenspurger Schröer (Mülheim) Frau Hönes 

Berichterstatter 
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